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keit der Klägerin (§ 106 BGB) erst in dem Zeitpunkt, 
zu dem ihre Mutter als gesetzliche Vertreterin(§ 1629 
Abs. 1 BGB) von den Vorfällen Kenntnis erlangte 
(vgl. Palandt / Thomas, BGB, 58. Aufl.,§ 852 Rn. 5). 
Da die Mutter nach dem unwidersprochen gebliebe­
nen Vortrag der Klägerin noch im Zeitpunkt der ers­
ten polizeilichen Vernehmung keine Kenntnis von 
den Vorfällen gehabt hat und- wie aus dem Strafurteil 
hervorgeht - noch bei ihrer Zeugenaussage in der 
Hauptverhandlung davon überzeuge gewesen ist, daß 
die Beschuldigungen unzutreffend sind, ist auf den 
Zeitpunkt abzustellen, wo eine gleichsam auf der 
Hand liegende, sich geradezu aufdrängende Erkennt -
nismöglichkeit nicht genutzt wurde mit der Folge, 
daß ein Sich-Berufen auf die Unkenntnis als leere För­
melei erschiene (vgl. Münchener Kommentar/ Stein, 
BGB, S. Aufl., § 852, Rn. 11; BGH NJW 1996, 
2934). Dieser Zeitpunkt war frühestens mit der poli­
zeilichen Vernehmung der Mutter am 12.7.1995 er­
reicht, die auf S. 8 des von der Klägerin vorgelegten 
Gutachtens der Dipl.-Pädagogin J. erwähnt wird. Da 
keine Verpflichtung der Mutter bestand, sich bereits 
zuvor auf die erste vage Andeutung der Klägerin ihr 
gegenüber bzw. auf die im Anschluß an die polizeili­
che Vernehmung der Klägerin vom 8.6.1995 erfolgte 
Mitteilung von Jugendamt hin durch eigene Nachfor­
schungen Gewißheit zu verschaffen und etwa Ein­
blick in die Ermittlungsakten zu nehmen (vgl. Mün­
chener Kommentar/ Stein, a.a.O. m.w.N.), kann frü­
hestens ab diesem Zeitpunkt von einem mißbräuchli­
chen Sich-Verschließen vor einer Erkenntnis gespro­
chen werden, die allein der Kenntnis gleichsteht (vgl. 
BGH NJW 1989, 2324). Der Mutter waren - etwa 
aufgrund eines Vorhalts der Aussage der Klägerin oder 
sonstiger Informationen durch die Polizei - frühestens 
zum Zeitpunkt ihrer eigenen Vernehmung hinrei­
chend konkrete Tatsachen bekannt, die eine Klageer­
hebung erfolgversprechend und zumutbar erscheinen 
lassen konnten (vgl. Palandt / Thomas, a.a.O., § 852, 
Rn. 4). Insbesondere kann nicht davon ausgegangen 
werden, daß die Mutter über einfaches Befragen des 
Beklagten Kenntnis von den Vorgängen erlange hätte 
und somit der Zeitpunkt maßgeblich wäre, in dem sie 
auf die Erkundigung hin eine entsprechende Aus­
kunft erhalten hätte (vgl. Münchener Kommentar / 
Stein, a.a.O., Rn. 9, 30), denn der Beklagte bestreitet 
nach wie vor die Taten. Es gibt keine Anhaltspunkte 
dafür, daß er sie auf ein Befragen durch seine Ehefrau 
hin offenbart hätte. 

Da die Klägerin als - wie der Prozeßkostenhilfe­
antrag zeige - nicht erwerbstätige Schülerin außer­
stande war, die Prozeßkosten aufzubringen, trat 
durch die Stellung des Prozeßkostenhilfeantrags am 
29.5.1998 gern.§ 203 Abs. 2 BGB eine Hemmung 
der Verjährung ein (vgl. Palandt / Heinrichs, a.a.O., 
§ 203 Rn. 9). 
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Beschluß 
LG Stuttgart, §§ 114 ZPO, 823, 852 BGB 
Schmerzensgeld i.H.v. 25.000 DM bei 
Vergewaltigung 

Zur Beweisanforderung bei Schmerzensgeld wegen 
Vergewaltigung (hier: PKH-Prüfoerfohren) und zur 
Bemessung des Schmerzensgeldes. 
Beschluß des LG Stuttgan vom 13.1.1999 - 10 0 282/98 -

Aus den Gründen: 
Die Klägerin macht gegen den Beklagten ein angemessenes 

Schmerzensgeld in der Größenordnung von 25.000 DM wegen 
einer behaupteten Vergewaltigung am 20.10.1996 geltend. 

Der Beklagte wurde wegen der Tat von der 7. Strafkammer 
des Landgerichts Stuttgart am 9. 10.97 - rechtskräftig- zu einer 
Freiheitsstrafe von drei Jahren und acht Monaten verurteilt (LG 
Stuttgart, 7 Ku 22 Js 4215/97 - 7/97). In dem Strafverfahren war 
der Beklagte nach anfänglichem Bestreiten der Tat geständig. 
Nunmehr bestreitet er erneut, die Tat begangen zu haben. Im 
übrigen hält er das geltend gemachte Schmerzensgeld für über­
höht. 

Das Prozeßkostenhilfegesuch des Beklagten ist 
zurückzuweisen, da eine hinreichende Erfolgsaus­
sicht seiner Rechtsverteidigung gemäß § 114 ZPO 
nicht gegeben ist. 

Zwar geht der Beklagtenvertreter zu Recht davon 
aus, daß das Urteil im Strafverfahren keine präjudi­
zielle Wirkung für den Zivilprozeß enrfaltet. 

Gleichwohl ist aufgrund der gegebenen Beweisla­
ge nicht zu erwarten, daß der Beklagte den aufgrund 
seines unstreitigen Geständnisses im Verfahren vor 
der Strafkammer, das mit den in den Strafakten ent­
haltenen Zeugenaussagen ohne weiteres in Einklang 
zu bringen ist, belegten Tatvorwurf im Zivilprozeß 
wird entkräften können. [ ... ] 

Die vom Beklagten gerügten Ungereimtheiten 
der Angaben der Klägerin fuhren zu keiner abwei­
chenden Beurteilung: [ ... ]. 

Weiterhin wurden bei der gynäkologischen Un­
tersuchung der Klägerin in der Frauenklinik Berg am 
22.10.1996 zwar nach Aussage der 'untersuchenden 
Ärztin Dr .... keine äußerlichen Verletzungen im Ge­
nital- und Analbereich festgestellt. Dies vermag den 
Tatvorwurf jedoch nicht zu entkräften. Im Analbe­
reich wurden keine Abstriche vorgenommen. 

Der Beklagte bringe weiter vor, die Klägerin habe 
in ihrer Nachvernehmung am 14.1.1997 den Beklag­
ten nur mit einer Wahrscheinlichkeit von 60-70 % 
wiederkannt, sie habe anläßlich dieser Vernehmung 
geäußert, den Täter nicht so dick in Erinnerung ge­
habt zu haben. Der Beklagte fuhrt dazu aus, daß er 
weder sein Gewicht, noch sein äußeres Aussehen im 
Zeitraum zwischen der angeblichen Tat im Oktober 
1996 und der Vernehmung im Januar 1997 verän­
dert habe. Die Klägerin hat bei derselben Verneh­
mung jedoch auch festgestellt, daß die Augen, die 
Mundpartie und die Haare der Person auf dem vorge-
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legten Lichtbild stimmten. Dabei handelt es sich um 
Gesichtsmerkmale, die von einer Gewichtszu- oder 
-abnahme nicht beeinflußt werden. Daß die Kläge­
rin deshalb den Beklagten mit Sicherheit als Täter 
wiedererkannt hat, erscheint somit nicht als Unge­
reimtheit ihrer Aussage.[ ... ] 

Der Widerspruch des Beklagten gegen die Ver­
wertung der Strafakte verhindert nicht eine Würdi­
gung und Verwertung der aus den Strafakten ersicht­
lichen Aussagen von Zeugen und/ oder der Parteien 
(vgl. Zöller / Greger, ZPO, 21. Aufl.,§ 373, Rn. 9). 
Dem Beklagten steht es frei, die erneute Vernehmung 
im Zivilprozeß gegenbeweislich zu beantragen. An­
haltspunkte dafür, daß dies zu einer anderen Beurtei­
lung fuhren könnte, sind nicht ersichtlich und klä­
gerseits auch nicht vorgetragen. [ ... ] 

Der Beklagte bestreitet neben der Tat auch die 
von der Klägerin vorgetragenen körperlichen und 
psychischen Nachwirkungen der Vergewaltigung mit 
Nichtwissen. Weiterhin wird von ihm mit Nichtwis­
sen bestritten, daß diese vorgetragenen Auswirkun­
gen in einem ursächlichen oder mitursächlichen Zu­
sammenhang mit der Tat stehen. Die Klägerin hat 
diesbezüglich sachverständige Zeugen benannt. 

Eine Vorwegnahme dieser Zeugenaussagen ist mit 
dem grundsätzlichen Verbot der Beweisantizipation, 
das im Prozeßkostenbewilligungsverfahren allerdings 
nur eingeschränkt gilt, vereinbar. Eine Beweisantizi­
pation ist erlaubt, wenn, wie vorliegend, die Gesamt­
würdigung aller schon feststehenden Umstände und 
Indizien eine positive Beweiswürdigung zugunsten 
des Prozeßkostenhilfe-Beantragenden als ausgeschlos­
sen erscheinen läßt (vgl. Zöller / Philippi, ZPO, 21. 
Aufl.,§ 114 Rn. 26). Angesichts der skrupellosen Vor­
gehensweise des Beklagten gegenüber der Klägerin, 
insbesondere aufgrund des Hervorrufens von Todes­
ängsten und der besonders starken Demütigung, er­
scheint es sehr wahrscheinlich, daß die Klägerin an 
lang anhaltenden psychischen Beeinträchtigungen in 
Form von Schlafstörungen, Depressionen und dem 
Empfinden von Schuldgefühlen, aber auch Haß und 
Mißtrauen gegenüber Männern leidet. [ ... ] 

Der vom Beklagten hilfsweise vorgetragene Ein­
wand, der von der Klägerin geltend gemachte 
Schmerzensgeldanspruch sei zu hoch, hat ebenfalls 
keinen Erfolg. 

Aufgrund der herabwürdigenden Behandlung 
der Klägerin durch den Beklagten ist ein Schmer­
zensgeld in Höhe von 25.000 DM angemessen. 

Bei der Ermittlung der Höhe des Schmerzensgel­
des wird nicht nur der nichtvermögensrechtliche 
Schaden berücksichtigt, der durch die Größe, Hef­
tigkeit und Dauer der Schmerzen entstanden ist, son­
dern es wird auch dem Gedanken Rechnung getra­
gen, daß der Schädiger der Geschädigten für das, was 
er ihr angetan hat, Genugtuung schuldet. 
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Die Genugtuungsfunktion entfällt hier nicht des­
halb, weil der Beklagte bereits zu einer Freiheitsstrafe 
verurteilt wurde, da das Strafverfahren in erster Linie 
dem Interesse der Gesellschaft dient. 

Der Beklagte erzeugte bei der Klägerin Todes­
angst durch die Vorhaltung einem einer echten Waffe 
gleichenden Schreckschußrevolver, um sie zur Aus­
übung von ungeschütztem Oralverkehr, zum Ge­
schlechtsverkehr und anschließend wieder zu unge­
schütztem Oralverkehr zu zwingen. Dabei behandel­
te der Beklagte die Klägerin in stark herabwürdigen­
der Weise, da er zunächst in Kauf nahm, daß die Klä­
gerin aufgrund einer Pilzinfektion im Vaginalbereich 
beim Geschlechtsverkehr sehr starke Schmerzen er­
dulden mußte, was sie ihm gegenüber auch mehrfach 
zum Ausdruck gebracht hat. Durch die anschließend 
erfolgte Ejakulation in die Mundhöhle der Klägerin 
mußte diese eine weitere Demütigung durch den Be­
klagten hinnehmen. 

Hinzu kommt der Umstand, daß der Beklagte 
sich an einer Wiedergutmachung nicht interessiert 
zeigt und schon zuvor eine außergerichtliche Eini­
gung abgelehnt hat. Durch den Widerruf seines straf­
prozessualen Geständnisses, sein hartnäckiges Be­
streiten der Tat im vorliegenden Verfahren und den 
erneuten Versuch, die Glaubwürdigkeit der Klägerin 
in Frage zu stellen, erzeugt er für diese von neuem 
sehr große psychische Belastungen. 

Mitgeteilt von RAin Uta Wagner, Stuttgart 

Beschlüsse 
Schmerzensgeld bei Vergewaltigung -
PKH 
§§ 823, 847 BGB 

1. 0 LG Düsseldorf 
Der Klägerin wird for einen Schmerzemgeldan­

spruch in Höhe von 50. 000 DM Prozeßkostenhilfe be­
willigt. 
Beschluß des OLG Düsseldorf vom 1.7.99 - 26 W 9/99 -

Gründe: 
Die vorgetragenen Tatumstände sowie die gel­

tend gemachten erheblichen Gesundheitsschäden 
sind entgegen der vom Landgericht vertretenen An­
sicht durchaus geeignet, einen Schmerzensgeldan­
spruch in Höhe von 50.000 DM zu rechtfertigen. 

2. LG Wuppertal 
Dem Bek/,a,gten wird Prozeßkostenhilfe bewilligt, 

soweit er die Abweisung der K/,a,ge über einen Betrag von 
30. 000 DM hinaus begehrt. 
Beschluß des LG Wuppertal vom 11.10.99 - 2066/99-
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